
Dienende Bildung!?

Die Ergebnisse der Arbeits
kreise werden gerade von
der FakultätsvertretungGewi
aufder Uni Wien gesammelt
und dann als Broschüre her
ausgegeben. Diese wird aber
wahrscheinlich erst im näch'·
sten Semester erscheinen.

Parallel zu den Vorträgen,
oder besser gesagt dazwi
schen, tagten fünf Arbeits
kreise zu den Themen "Wei
che Auswirkung hat die Ein
führung von Studiengebüh
ren?", "Bildung und EU",
"Zugangsbeschränkungen
beim Hochschulzugang",
"Bildungs- und Forschung
sökonomie" und "Soziale
Aspekte der Studierenden".

Arbeitskreise

Mit der Situation der EU-Bil
dungspolitik schließt das
letzte Referat ab.
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mit anderen OECD-Ländern
sehr niedrig. Um die nötige
Zahl an Studierenden füreine
vergleichbare Rate zu haben,
wäre es nötig sowohl das
Studium, als auch das ver
mehrte absolvieren höherer
Schulen (AHS und BHS) zu
fördern. Dazu wäre abereine
Erhöhung des Bildungsbud
gets auf einen, mit den mei
sten OECD-ländern ver
gleichbaren, Prozentsatz am
Gesamtbudget erforderlich.

Das dritte Referat beschäf
tigte sich mit den möglichen
Bildungswegen in Öster
reich, angefangen von der
Volksschule bis zum Studi
um und den Weiterbil
dungseinrichtungen.

Schon nach der Volksschu
le, durch die Entscheidung
ob Hauptschule oder Gym
nasium, zeichnen sich die
mögl ichen beruf! ichen Wege
vor. Die Möglichkeit einer
lehre nach der neunten
Schulstufe endet derzeit in
einer Bildungssackgasse.
Entgegen den Meldungen in
den einzelnen Tageszeitun
gen und dem Fernsehen
werden nicht so viele Fach
arbeiter gesucht. Es scheint
so, als wollten die Betriebe
lediglich lehrlinge, die zum
Teil vom Staat mitfinanziert
werden, nicht aber die dann
fertigen, teureren Facharbei
ter. Deutlich gesunken ist im
letzten Jahrzehnt die Zahl
der Jugendlichen ohne Job
(Ausbildung). Die Akademi
kerinnenrate ist im Vergleich

Morgen des nächsten Tages
behandelte die Geschichte
des UOGs von seinen An
fängen 1975 bis zur großen
Änderung 1993, in der die
Studierenden und Assisten
ten einen Großteil ihrer Mit
gestaltungsmöglichkeiten
verloren. Betrachtet wurden
die Änderungen des UOGs,
unter den Gesichtspunkten
der jeweiligen ökonomi
schen, kulturellen und poli
tischen Gesellschaftsverhält
nisse.

Das nächste Referat am

Studierenden fing 1963 mit
der Einführung des Studien
beihilfengesetz mitden noch
heute gültigen Kriterien (so
ziale Bedürftigkeit, noch kein
abgeschlossenes Studium,
Notendurchschnittund nicht
mehr als halbbeschäftigt) an.
1967 folgte dann das Famili
en- lasten- Ausgleichs
gesetz(FlAG) und 1969 wur
de das Studienbeihilfenge
setz zum Studienförderungs
gesetz welches 1971 mit der
Umstellung der Verwaltung
die erste von bisher 19
Novellen(Änderungen) er
fuhr. je nach Novelle gab es
unterschiedl iche gesetzIiche
Bestimmungen was die Kri
terien erfüllt. So ist z.B.
Schwangerschaft einmal ein
Verzögerungsgrund und ein
mal nicht. Der momentane
Schwerpunkt liegt bei den
selbsterhaltenden Studieren
den. Im Budget 1994 sind
990 Millionen öS an Förde
rungsmittel vorgesehen die
etwa 9,4% der Studierenden
zugute kommen. Im jahr
1970 waren es 128 Millio
nen. Das klingt zwar nach
einer starken Steigerung,
betrachtet man aber die In
flation, daß damit 1970 noch
19% der Studierenden ge
fördert werden konnten, und
daß der prozentuelle Anteil
der Förderungen am Hoch
schulbudget von 5,5% auf
4,3% gefallen ist, wird deut
lich, daß die Förderung der
Studierenden immer mehr
vernachlässigt wurde und
wird.

Referate

Das einleitende Referat be
faßte sich mit der sozialen
lage der Studierenden und
deren Förderung.

Um diese Entwicklung mil
dern zu können ist es not
wendig die Hintergründe
derjenigen politischen Ent
scheidungen zu kennen die
die Studierenden immer
mehreinengen. Diese Über
legung führte zur

tig sinkende Anzahl der aktiven Studierenden führte zu einer sozialen
hterstellung der Studierenden, Diese Tatsacheführte zur Abhaltung
ldungsökonomischen Seminars,

Veranstaltung des Bildungs
Ökonomischem Seminars
(BÖS).

Die finanzielle Förderungder

ang der 70er jah
ren die Studieren
gagiert. Sie stell

r allem gegen die
ehen Einflüsseauf
rsitäten und die
n Verhältnisse.

Dies brachte uns eine ge
setzliche Verankerung der
Stud ierendenvertretu ng
durch das Hochschülers
ch6lftsgesetz(HSG) im jahre
1973 und mitder Einführung
des Universitäts-Organisati
ons-Gesetzes(UOG) im jah
re 1975 ein Mitspracherecht
in den Angelegenheiten der
Universität. Im laufederjah
re sank die Zahl der aktiven
Studierenden. Die Folge war
und ist ein Abnehmen der
Gestaltungsmöglichkeiten
des Studiums und seines
Umfeldes verbunden mit
sozialen Schlechtersteilun
gen der Studierenden.
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